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Beschlußempfehlung und Bericht 

des Innenausschusses (4. Ausschuß) 


zu dem von der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten 


Entwurf eines Gesetzes über die sofortige Stillegung von Atomanlagen in 
der Bundesrepubiik Deutschiand (Atomsperrgesetz) 

— Drucksache 10/1913 — 


A. Problem 

Durch den Gesetzentwurf soll der Betrieb von Atomanlagen in 
der Bundesrepublik Deutschland mit sofortiger Wirkung ein- 
gestellt, das Atomgesetz aufgehoben werden. 

B. Lösung 

Ablehnung des Gesetzentwurfs. 

Mehrheitsentscheidung im Ausschuß 

C. Alternativen 

Die Fraktion DIE GRÜNEN besteht auf Annahme des Gesetz- 
entwurfs. 


D. Kosten 

keine 
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Beschlußempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entwurf eines Gesetzes über die sofortige Stillegung von Atomanlagen in der 
Bundesrepublik Deutschland (Atomsperrgesetz) — Drucksache 10/1913 — 
abzulehnen. 

Bonn, den 16. Mai 1986 

Der Innenausschuß 

Dr. Wernitz Dr. Warrikoff Dr. Hirsch Reuter Schulte (Menden) 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht der Abgeordneten Dr. Warrikoff, Dr. Hirsch, Reuter und Schuite (Menden) 


1. Allgemeines 

Der Gesetzentwurf in Drucksache 10/1913 wurde in 
der 98. Sitzung des Deutschen Bundestages am 
8. November 1984 zusammen mit weiteren atom- 
rechtlichen Vorlagen beraten und an den Innenaus- 
schuß federführend sowie an den Ausschuß für Wirt- 
schaft, den Ausschuß für Jugend, Familie und Ge- 
sundheit, den Ausschuß für Forschung und Techno- 
logie und den Haushalts aus schuß zur Mitberatung 
überwiesen. 

Alle mitberatenden Ausschüsse haben mit Mehrheit 
seitens der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN empfohlen, den Gesetzentwurf abzuleh- 
nen. 

Der Innenausschuß hat den Gesetzentwurf in seiner 
Sitzung am 12. März 1986 beraten und mit Mehrheit 
seitens der Koalitionsfraktionen und der Fraktion 
der SPD gegen die Stimmen der Fraktion DIE 
GRÜNEN beschlossen, den Gesetzentwurf abzuleh- 
nen. 


2. Zu den Beratungen des Innenausschusses 

2.1 

Zur Begründung der Ablehnung des Gesetzentwurfs 
war seitens der Fraktion der CDU/CSU hervorgeho- 
ben worden, diese sei in keiner Weise der Auffas- 
sung, daß es sich bei der Kernenergie um eine Ener- 
gieform für eine Übergangszeit handele, sondern 
daß dies die große Energieform der Zukunft sein 
werde. Die derzeitige Versorgung durch Kernener- 
gie betrage bereits ein Drittel der Stromerzeugung 
in der Bundesrepublik Deutschland. Würde dieser 
Anteil abgeschaltet, müßte der Strom aus anderen 
Quellen erzeugt werden, da entgegen den Wunsch- 
vorstellungen der Fraktion DIE GRÜNEN die Bür- 
ger und die Wirtschaft keinesfalls darauf verzichten 
würden, den Strom genauso weiter zu benutzen wie 
bisher. Der Umfang des Stromverbrauchs könne den 
Bürgern nicht diktatorisch vorgeschrieben werden. 
Die Fraktion der CDU/CSU werde den Bürgern und 
der Wirtschaft auch weiterhin die Gelegenheit ge- 
ben, soviel Strom zu verbrauchen, wie sie wollten. 
Der Ersatzbedarf bei einer Abschaltung der Kern- 
kraftwerke würde vor allem dadurch gedeckt wer- 
den, daß der Strom aus grenznahen französischen 
Kernkraftwerken bezogen würde, die diesen zu gün- 
stigen Konditionen liefern könnten. Das heißt, daß 
es sich dabei ebenfalls wieder um Strom aus der 
Kernenergie handeln würde. Ferner müßten alte 
Kohle-, Erdgas- und Ölkraftwerke reaktiviert wer- 
den. Die Kosten würden ungeheure Milliardenbe- 
träge ausmachen, ganz zu schweigen von den Ko- 
sten für den Bundeshaushalt, wenn aufgrund eines 
enteignungsgleichen Eingriffs die Kernkraftwerke 


stillgelegt würden. Der Antrag der Fraktion DIE 
GRÜNEN zeige, wie wenig diese mit der Realität in 
Verbindung stehe. Bei derartigen Anträgen würde 
auch weit von der Materie Entfernten hin klar, daß 
diese völlig unsinnig seien. 

2.2 

Auch nach der im Rahmen der ersten Lesung darge- 
legten Auffassung der Fraktion der FDP kann der 
Antrag in Drucksache 10/1913 nicht akzeptiert wer- 
den. Er übergehe die Erkenntnisse, die aus den Er- 
gebnissen der Enquete-Kommission „Zukünftige 
Kernenergiepolitik“ gezogen worden seien und er 
übergehe die drastischen Folgerungen, die sich wirt- 
schaftlich und technologisch, insbesondere aber 
auch für den Arbeitsmarkt ergeben würden. Inso- 
weit sei unter anderem darauf hinzuweisen, daß die 
Stromerzeugung aus Kernenergie 1983 — ohne die 
Ostblockstaaten — weltweit 890 Gigawatt betragen 
habe. Das entspreche im Jahr 1983 einer Menge von 
236 Millionen Tonnen Erdöl, also der Jahresförde- 
rung Saudi-Arabiens. Seit der Nutzung der Kern- 
energie seien 1,7 Milliarden Tonnen Erdöl — das sei 
das zweifache des Jahresölverbrauchs aller westli- 
chen Industriestaaten im Jahre 1983 zusammenge- 
rechnet — eingespart worden. Ein Ersatz dieser 
Energiemengen bei gleichzeitiger Befriedigung des 
wachsenden Energiebedarfs der Drittländer sei 
kaum vorstellbar. In der Bundesrepublik Deutsch- 
land seien Kernkraftwerke mit einer Kapazität von 
12 000 Megawatt in Betrieb. Dies entspreche 18 % der 
Stromerzeugung oder einem Äquivalent von 20 Mil- 
lionen Tonnen Steinkohle oder 13 Millionen Tonnen 
Heizöl pro Jahr. Auch diese Kapazitäten seien ohne 
gravierende Folgen für das Preisniveau des Energie- 
angebots, für die Wettbewerbsfähigkeit der von der 
Energie abhängigen Betriebe und ohne gravierende 
Folgen für die Sicherheit der Arbeitsplätze und auch 
ohne enorme Auswirkungen auf die aktuellen Um- 
weltprobleme weder durch fossile Brennstoffe noch 
durch Einsparungen ersetzbar. Der geforderte sofor- 
tige Ausstieg aus der Kernenergie würde nicht nur 
die wirtschaftliche Entwicklung drastisch gefährden 
und sei daher schlicht arbeitnehmerfeindlich. Der 
Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN biete 
außerdem keinerlei Ansatzpunkte, das Problem der 
weltweiten Energieversorgung zu lösen. Nach einer 
jahrzehntelangen Diskussion über Chancen, Nut- 
zen, Risiken und Gefahren der Kernenergie, ihre 
Erzeugung, Wiederaufarbe itungsanlagen und über 
Endiagerung könne kein Sinn darin gesehen wer- 
den, an den Anfang dieser Diskussion zurückzukeh- 
ren, als ob nichts gewesen sei. Aufgrund der politi- 
schen Auseinandersetzungen hätten die Befürwor- 
ter der Kernenergie akzeptiert, daß die Nutzung die- 
ser Technologie nicht von der Schlagkraft der Poli- 
zei, sondern von der Akzeptanz und damit von der 
ernsthaften Beschäftigung mit den Problemen ab- 
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hänge, die diese Technologie beinhalte, sei es bei der 
Kontrolle des Personals, bei der Betriebssicherheit 
oder bei den Problemen der Endlagerung. Ein we- 
sentlicher Beitrag zur Akzeptanz sei dabei die 
äußerste Sorgfalt bei der Behandlung der Siche- 
rungsprobleme und es könne gesagt werden, daß die 
deutschen Kernkraftwerke in der Tat in dieser 
Frage führend seien. Die Gegner der Kernenergie 
hätten andererseits akzeptiert, daß auch andere 
Energiequellen außerordentliche Umweltprobleme 
hervorriefen, die nur mit hohem finanziellen und 
technischen Aufwand zu lösen seien. Dazu gehörten 
insbesondere die Belastung der Luft durch Schwe- 
feldioxid, Kohlenoxide, Fluor und Stäube und dazu 
gehörten dramatische Grundwasserabsenkungen 
z. B. beim Tagebau der Braunkohle. Schließlich 
müsse gewürdigt werden, daß die seit über zehn Jah- 
ren geführte Diskussion mitbewirkt habe, daß die 
Kernkraftwerke in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einen hohen Sicherheitsstandard aufwiesen 
und eine Chance bestanden habe, überzogene Ener- 
gieprognosen zurückzunehmen und damit enorme 
Fehlinvestitionen zu vermeiden. Schließlich habe 
diese Diskussion dazu geführt, daß es verstärkte 
staatliche und wissenschaftliche Bemühungen um 
die Entwicklung alternativer Energien gebe. 

2.3 

Seitens der Fraktion der SPD war dargelegt worden, 
daß im Zusammenhang mit der Forderung über eine 
sofortige Stillegung aller Kernenergieanlagen im- 
mer mit der Überkapazität von 30% argumentiert 
und dies als Begründung für eine mögliche Abschal- 
tung der Kernkraftwerke vorgetragen werde. Dabei 
werde völlig außer acht gelassen, daß es Unter- 
schiede im Lastbereich gebe. Wer die Abschaltung 
wolle, müßte die Unterschiede im Lastbereich besei- 
tigen. Dies sei weder möglich noch wünschenswert. 
Es könne auch nicht daran gelegen sein, Gas- und 
Ölkraftwerke, die gegenwärtig in der Spitzenlast ge- 
fahren würden, dann in den Grundlastbereich zu 
verlagern. Dies würde unter anderem bedeuten, daß 
eine um 20 bis 30 % erhöhte Schadstoffbelastung ent- 
stünde und ferner keine Möglichkeit zur Nachrü- 
stung mit umweltfreundlichen Techniken mehr ge- 
geben sei, weil keine Kapazitäten mehr zur Durch- 
führung der Nachrüstung frei wären, d. h. es sei die 
Frage aufzuwerfen, wie es im Falle einer Abschal- 
tung der Kernkraftwerke gelingen solle, Kohlekraft- 
werke vom Netz zu nehmen, damit sie mit Rauch- 
gasentschwefelungsanlagen ausgerüstet werden 
könnten. Was der Gesetzentwurf der Fraktion DIE 
GRÜNEN völlig außer acht lasse, sei auch die unter- 
schiedliche Bedeutung der Kernenergie in einzelnen 
Bundesländern im Hinblick auf deren prozentualen 
Anteil an der jeweiligen Stromerzeugung. In Hessen 
etwa habe es schon Zeiten gegeben, in denen 72% 
der Energie in Kernenergieanlagen erzeugt worden 
seien. Hier sei die Frage aufzuwerfen, welche Prote- 
ste von Umwelt- und Natur Schützern zu erwarten 
wären, wenn bei einer Abschaltung der Kernkraft- 
werke zum dann notwendigen Transport des Stroms 
aus entfernteren Gebieten in größerem Umfang zu- 
sätzliche Überlandleitungen gelegt sowie Natur 
und Landschaft durch die dazu erforderlichen 


großen Schneisen zerstört würden. Zur Arbeitsplatz- 
frage sei anzumerken, daß zwar immer wieder ge- 
sagtwerde, es würden entsprechende Umstrukturie- 
rungen vorgenommen. Davon sprächen aber immer 
nur diejenigen, die sich die entsprechenden Arbeits- 
plätze vor Ort noch nie angesehen hätten und auch 
nicht in der Lage seien, Konzepte für kurzfristige 
Lösungen vorzulegen. Es sei zu bezweifeln, daß ent- 
sprechende Arbeitsplätze so kurzfristig umzustruk- 
turieren seien, wie dies bei einer sofortigen Stille- 
gung aller Kernkraftwerke notwendig wäre. Eine 
solche sofortige Stillegung sei aus der Sicht der 
Fraktion der SPD gegenwärtig nicht durchführbar. 
Wegen des hohen Sicherheitsstandards der Kern- 
kraftwerke der Bundesrepublik Deutschland könne 
die Kernenergie nach Auffassung der Fraktion der 
SPD für eine Übergangszeit genutzt werden. Der 
Forderung der Fraktion DIE GRÜNEN könnte nur 
dann gefolgt werden, wenn diese glaubhaft darlegen 
könnte, daß der Energiebedarf auf andere Weise als 
durch die Kernenergie sofort gedeckt werden 
könnte. Dies sei gegenwärtig jedoch nicht möglich. 
Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE GRÜNEN sei 
in seiner vorliegenden Fassung nicht ausgereift, so 
daß dem nicht gefolgt werden könne. Es müßten er- 
heblich intensivere Überlegungen stattfinden, bevor 
der darin enthaltenen Forderung nähergetreten 
werden könnte. 

2.4 

Seitens der Fraktion DIE GRÜNEN, die auf einer 
Zustimmung zu dem Gesetzentwurf bestanden 
hatte, war zur Begründung dargelegt worden, daß 
nach deren Auffassung die Abschaltung aller Atom- 
anlagen innerhalb einer kurzen Umstellungsfrist 
realisierbar sei, weil eine Überkapazität im Energie- 
bereich bestehe, die nach Auffassung der Fraktion 
DIE GRÜNEN bei etwa 30% liege. Der derzeitige 
Anteil der Atomenergie an der Energieerzeugung in 
der Bundesrepublik Deutschland habe diesen Pro- 
zentsatz kürzlich erreicht. Die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN habe eine Studie über „Ökologische gegen be- 
triebswirtschaftliche Optimierung der öffentlichen 
Stromerzeugung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ erstellen lassen, die nachweise, daß durch eine 
Abschaltung der Atomenergie und deren Substitu- 
tion durch Kohleenergie in einem relativ kurzen 
Zeitraum eine Umschaltung erreicht werden könne, 
ohne daß die Schadstoffbelastung durch Stickoxide 
und Schwefeldioxid aus Kohlekraftwerken zu- 
nehme. Ein Argument, das immer wieder gegen eine 
Stillegung der Atomkraftwerke vorgetragen werde, 
beziehe sich auf die Arbeitsplatz Situation. Auch in- 
soweit sei die Fraktion DIE GRÜNEN der Auffas- 
sung, daß bei Umschichtung der Förderungs- und 
Investitionsmittel für den Atomkraftsektor zugun- 
sten alternativer und regenerativer Energiequellen 
mittel- und langfristig wesentlich mehr Arbeits- 
plätze geschaffen werden könnten. Die Fraktion 
DIE GRÜNEN habe auch dazu eine Kurz-Expertise 
erstellen lassen, die zu dem Ergebnis gelange, daß 
etwa 400 000 Arbeitsplätze mittel- und langfristig 
zusätzlich geschaffen werden könnten, da es sich 
bei der Atomenergie um eine sehr kapital- und 
nicht um eine arbeitsplatzintensive Energienutzung 
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handele. Die Fraktion DIE GRÜNEN beabsichtige 
sicherlich nicht, jedem Bürger vorzuschreiben, wie- 
viel Strom er verbrauchen dürfe oder nicht. Sie kriti- 
siere jedoch die eklatante gegenwärtige Stromver- 
schwendung, die deswegen gegeben sei, weil das be- 
stehende Tarifsystem die Stromverschwendung ge- 
radezu fördere. Benötigt würden daher lineare 
Stromtarife. Ferner sei darauf hinzuweisen, daß sei- 
tens der Bundesregierung eine ausführliche Stel- 
lungsnahme im Zusammenhang mit dem Gesetzent- 
wurf erarbeitet worden sei, was allein schon dessen 
Existenzberechtigung verdeutliche und zeige, daß er 
fundierter sei, als dies von der Fraktion der CDU/ 
CSU dargestellt werde. Einige Äußerungen in der 
Stellungnahme der Bundesregierung seien Zeugnis 
einer fatalen Philosophie, die belege, daß wirtschaft- 
liche Interessen in der Energiepolitik im Vorder- 
grund stünden und diese wirtschaftlichen Interes- 
sen auch dazu geführt hätten, daß seit Jahrzehnten 
Milliardenbeträge in die Atomenergie gesteckt wor- 
den seien. Diese Philosophie komme vor allem in 
dem Hinweis der Stellungnahme der Bundesregie- 
rung zum Ausdruck, daß ein zunehmender Strom- 
verbrauch nicht im Widerspruch zu der erwarteten 
Fortsetzung des Einspartrends stehe und die Nut- 
zung von Elektrizität in vielen Fällen sogar Voraus- 
setzung für zukünftige Erfolge bei der Energieein- 
sparung sei, weil die Anwendung moderner Techno- 
logien vielfach zusätzlichen Stromeinsatz erfordere. 
Ferner sei hervorzuheben, daß bisher noch niemand 
plausibel das Argument habe wiederlegen können, 
daß es nicht viel weniger Probleme in diesem Be- 
reich gebe und die Energie nicht viel umweltfreund- 
licher produziert würde, wenn die gleichen Beträge, 
die in die Entwicklung der Atomenergie gesteckt 
worden seien, für die Erforschung der regenerativen 
Energie genutzt worden wäre. Ferner sei anzumer- 
ken, daß der Bereich der ionisierenden Strahlen in 
der medizinischen Forschung und Anwendung be- 
wußt ausgenommen worden sei. 

2.5 

Seitens der Bundesregierung war über eine schrift- 
liche Stellungnahme zum Gesetzentwurf, nament- 
lich zu der von der Fraktion DIE GRÜNEN in Auf- 
trag gegebenen Studie zur „Ökologische gegen be- 
triebswirtschaftliche Optimierung der öffentlichen 
Stromerzeugung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land“ (s. u.) darauf verwiesen worden, daß sich das 
Atomgesetz in über 25 Jahren als ein sachgerechter 
Rahmen für Reaktorsicherheit und sicherheitstech- 
nischen Fortschritt bewährt habe. Das Atomgesetz 
stelle auch die Rechtsgrundlage für die Nutzung 
ionisierender Strahlen in der medizinischen For- 
schung, Diagnose und Therapie dar. Dies sollte mit- 
berücksichtigt werden, wenn beantragt werde, das 
Gesetz aufzuheben. 

2.6 

Im Rahmen der Beratungen war seitens der Frak- 
tion DIE GRÜNEN zur Einbeziehung in die Erörte- 
rungen die oben erwähnte Studie über „Ökologische 
gegen betriebswirtschaftliche Optimierung der öf- 
fentlichen Stromerzeugung in der Bundesrepublik 


Deutschland zwei Szenarien zum Ausstieg aus 
der Kernenergie und zur Reduzierung der 
, klassischen' Emissionen“ vorgelegt worden. Dazu 
waren dem Ausschuß für Forschung und Technolo- 
gie Stellungnahmen der Bundesregierung, der 
Kernforschungsanlage Jülich und der Vereinigung 
Deutscher Elektrizitätswerke zugeleitet worden, auf 
die im Rahmen der Beratungen des Innenausschus- 
ses teilweise ebenfalls eingegangen worden ist, so 
daß deren wesentliche Inhalte im folgenden darge- 
legt werden: 

2.6.1 

Zusammenfassend wird in der von der Fraktion DIE 
GRÜNEN in Auftrag gegebenen Studie dargelegt, 
daß diese zwei Szenarien des Ausstiegs aus der 
Kernenergie und der schnellst möglichen Reduzie- 
rung der „klassischen“ Emissionen an Schwefel- 
dioxid, Stickoxiden und Schwermetallen bei der 
öffentlichen Stromerzeugung der Bundesrepublik 
Deutschland behandele. In Szenario A werde der so- 
fortige Ausstieg aus der Kernenergie als das vor- 
dringlichere Ziel angesehen. Hierin entspreche die- 
ses Szenario dem von der Fraktion DIE GRÜNEN 
im Deutschen Bundestag eingebrachten Entwurf ei- 
nes Atomsperrgesetzes. Der nach Abschalten der 
Kernkraftwerke noch verbleibende Spielraum zur 
ökologischen Optimierung des bestehenden Kraft- 
werksbestandes werde genutzt, um die „klassi- 
schen“ Emissionen sofort soweit wie möglich zu re- 
duzieren. Daran schließe sich eine Phase (von ca. 
fünf Jahren) an, in der bei den Fossilienkraftwerken 
eine Rauchgasreinigung auf dem Stand der Technik 
installiert werde. In Szenario B würden die „klassi- 
schen“ Emissionen als das vordringlichere Problem 
angesehen. Der gesamte heute existierende Kraft- 
werksbestand werde so genutzt, daß diese sofort 
möglichst weitgehend reduziert würden. Das Ab- 
schalten der Kernkraftwerke erfolge erst nach In- 
stallation der Rauchgasreinigung. (Der Einfachheit 
halber werde dabei davon ausgegangen, daß die Ab- 
schaltung erst nach Abschluß der Umrüstung der 
fossilen Kraftwerke vollzogen werde; es sei aber 
auch möglich, die Kernkraftwerke innerhalb der 
Umrüstungsphase sukzessive vom Netz zu nehmen.) 
In beiden Szenarien werde von einem sofortigen 
Baustopp bei allen im Bau befindlichen Kernkraft- 
werken ausgegangen. Eine Grundvoraussetzung für 
die Szenarien sei die Einhaltung des „Jahrhundert- 
vertrages“ der Stromwirtschaft mit dem Steinkohle- 
bergbau. Für beide Szenarien werde eine überschlä- 
gige Bewertung hinsichtlich technischer Machbar- 
keit, Kosten, Energieressourcenverbrauch, Versor- 
gungssicherheit, Flexibilität, Gefährdungssicherheit 
sowie ökologischer, sozialer, internationaler und 
Nachweltverträglichkeit vorgenommen. Der Kom- 
plex der politischen Durchsetzbarkeit sowie der 
rechtlichen Probleme, die mit den Szenarien verbun- 
den seien, bleibe außerhalb der vorgenommenen Ab- 
schätzung. Es handele sich zunächst nur um ein „Ge- 
dankenexperiment“. 

Zur technischen Machbarkeit sei festzuhalten, daß 
der sofortige Ausstieg (Szenario A) aus der Kern- 
energie verbunden mit einer Reihe von Umstellun- 
gen bzw. Maßnahmen am bestehenden Kraftwerks- 
bestand zur gleichzeitigen unerheblichen Reduzie- 
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rung der „klassischen“ Emissionen technisch mach- 
bar sei und damit erst recht der verzögerte Ausstieg 
(Szenario B). Die Umstellungen bzw. Maßnahmen 
beinhalteten im wesentlichen 

— eine andere Arbeitsausnutzung der bestehenden 
Kernkraftwerke vor allem in Richtung des Mehr- 
einsatzes von (praktisch schwefelfreiem) Erdgas, 

— den (vorübergehenden) Einsatz von (schwefel- 
und stickstoffarmer) Importkohle statt Ruhr- 
kohle, 

— Zurückfahren von Schmelzfeuerungen, Hochfah- 
ren von Trockenfeuerungen bei den Steinkohle- 
kraftwerken, 

— Zurückfahren der Braunkohlekraftwerke (bei so- 
fortigem Verzicht auf extrem schwefelhaltige 
Braunkohle), 

— den (vorübergehenden) Mehreinsatz von (schwe- 
felärmeren) schweren Heizölen und 

— schnell wirksame und kostenmäßig unerhebliche 
technische Maßnahmen zur Reduzierung der 
Stickoxidemissionen. 

Die technische Machbarkeit der Szenarien beinhal- 
te: 

— ausreichende Reservekapazität (Szenario A: ca. 
30% der Höchstlast), 

— akzeptable Verteilung von Grundlast, Mittellast 
und Spitzenkraftwerken, 

— Beherrschbarkeit regionaler Ungleichgewichte 
bei den Kraftwerksstandorten, 

— technische Machbarkeit der errechneten Minde- 
rungen der „klassischen“ Emissionen, 

— ausreichende Versorgungsmöglichkeit für die zu- 
sätzlich erforderliche Menge der Importkohle 
(ca. 10 Millionen Tonnen Steinkohleeinheiten; 
einschließlich Lösbarkeit des zugehörigen Hal- 
denproblems für die Ruhrkohle) und, 

— ausreichende Versorgungsmöglichkeit für die zu- 
sätzlich erforderliche Erdgasmenge (ca. 15,8 Mil- 
lionen Tonnen Steinkohleeinheiten oder ca. 12 
Milliarden Kubikmeter). 

Die in den Szenarien zugrundegelegte Einsparung 
von Strom in der Größenordnung von 15 % innerhalb 
von fünf Jahren (technische und soziale Einsparung) 
habe in der Kurz Studie nicht belegt werden können. 
Die Nichterreichbarkeit dieser Vorgabe würde aller- 
dings die Machbarkeit der Szenarien nicht grund- 
sätzlich in Frage stellen, aber doch erschweren. 

Die mit dem Szenario A verbundenen jährlichen 
Mehrkosten gegenüber heute betrügen ca. 8,5 Mil- 
liarden DM, die von Szenario B ca. 6,4 Milliarden 
DM. Bezogen auf die öffentliche Gesamtnettoerzeu- 
gung des Jahres 1983 von 289 TWh ergebe sich für 
Szenario A eine Erhöhung der Stromkostenniviaus 
um 3 Pfennig pro Kilowattstunde Strom, für Szena- 
rio B um 2,3 Pfennig pro Kilowattstunde Strom nach 
der Umstellung. Diese Kosten berücksichtigten die 
veränderte Brennstoffkostensituation (einschließ- 
lich der Haldenkosten), die veränderte Kapital- 
kostensituation sowie die „Kapitalvernichtungs- 


kosten“ (ca. 31 Milliarden DM für nicht abgeschrie- 
bene bzw. bei den in Bau befindlichen Kernkraft- 
werken aufgewandte Investitionen) lediglich unter 
kurzfristiger Perspektive. Es seien hier weder die 
Kosten für den sog. „Nachsorgebereich“, noch die zu 
erwartenden steigenden Kosten der Kernenergie- 
nutzung in der Zukunft, noch das hohe finanzielle 
Risiko des Kernenergieausbaus berücksichtigt. In- 
sofern lieferten die angegebenen 3 Pfennig pro Kilo- 
wattstunde für Szenario A mit Sicherheit eine obere 
Grenze für die mit diesem Szenario verbundenen 
Mehrkosten. Dabei müsse hier völlig offen bleiben, 
inwieweit es berechtigt sei, die Mehrkosten in ihrer 
Gesamtheit auf den Strompreis auf zu schlagen. 

Zur ökologischen Effizienz sei darzulegen, daß in 
Szenario A ca. 200 000 Tonnen Natururan, 2,8 Millio- 
nen Tonnen Steinkohleeinheiten Baiastkohle, 2,7 
Millionen Tonnen Steinkohleeinheiten schwefel- 
reiche Braunkohle und 3 Millionen Tonnen Stein- 
kohleeinheiten gute (rheinische) Braunkohle weg- 
fielen. In Szenario A müßten zusätzlich 15,8 Millio- 
nen Tonnen Steinkohleeinheiten Erdgas, 11,4 Millio- 
nen Tonnen Steinkohleeinheiten Heizöl S und 2,6 
Millionen Tonnen Steinkohleeinheiten Vollwert- 
steinkohle eingesetzt werden. In Szenario B ver- 
schöben sich zunächst nur die Anteile der eingesetz- 
ten fossilen Energieträger untereinander. 

Trotz Wegfalls der Kernenergie (Abnahme der Di- 
versität der Stromerzeugung) könne aufgrund der 
Weltmarktsituation für Importkohle und Erdgas so- 
wie der in „Hinterhand“ existierenden Ruhrkohle 
(Halde) Szenario A unter dem Gesichtspunkt der 
Versorgungssicherheit als ausreichend eingestuft 
werden. 

Alle Komponenten der Szenarien (mit Ausnahme 
des Ausstiegs aus der Kernenergie) seien kurzfristig 
zurücknehmbar. Die mit den Szenarien verbundene 
Stromeinsparpolitik erhöhe grundsätzlich die Zu- 
kunftsoffenheit der Energieversorgung. 

Dem Wegfall des atomaren Risikos (sofort bzw. in 
fünf Jahren) stehe eine Erhöhung des Risikos 
gegenüber, das mit der Nutzung fossiler Energieträ- 
ger, insbesondere der Steinkohle (Grubenunglücke) 
verbunden sei. 

Hinsichtlich der ökologischen Verträglichkeit sei 
darzulegen, daß sich bezogen auf die derzeitigen 
Emissionen der öffentlichen Stromerzeugung für 
Szenario A (auch bezogen auf 1985) der sofortige 
Wegfall der radioaktiven Emissionen, eine Reduzie- 
rung der SO 2 Emissionen auf ca. 75 % und eine Redu- 
zierung der NOx-Emissionen auf ca. 85%, im Hin- 
blick auf Szenario B (bezogen auf 1985) keine Re- 
duktion der radioaktiven Emissionen, eine Reduzie- 
rung der S02-Emissionen auf ca. 50 % und eine Redu- 
zierung der NOx-Emissionen auf ca 50% sowie für 
Szenarien A und B (bezogen auf 1990) keine radioak- 
tiven Emissionen, eine Reduzierung der S02-Emis- 
sionen auf ca. 8 % sowie eine Reduzierung der NOx- 
Emissionen auf ca. 13% ergäben. 

Die mit Szenario A verbundene Erhöhung des 
Stromkostenniveaus für den Zeitraum unmittelbar 
nach der Umstellung von ca. 3 Pfennig pro Kilowatt- 
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stunde führe — selbst wenn diese Kosten voll auf 
den Strompreis aufgeschlagen würden — bei der 
deutschen Industrie zu einer Steigerung (direkt und 
indirekt) der Bruttoproduktionskosten von durch- 
schnittlich 0,5%. Selbst bei der energieintensiven 
Grundstoffindustrie ergebe sich im Durchschnitt 
eine Erhöhung um weniger als 1 %. Unter dem 
Aspekt der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
sei daher beispielsweise die Entwicklung der Wech- 
selkursraten ein viel entscheidenderer Faktor. Eine 
Strompreiserhöhung von 3 Pfennig pro Kilowatt- 
stunde Strom belaste einen durchschnittlichen 
3-Personen-Haushalt direkt und indirekt mit ca. 
30 DM monatlich. Unter Arbeitsplatz aspekten seien 
die Szenarien als positiv zu beurteilen. Von besonde- 
rer Wichtigkeit sei hier, daß die Szenarien die volle 
Einhaltung des „Jahrhundertvertrages“ garantier- 
ten, die unter den Bedingungen eines Kern- 
energieausbaukurses mehr als fraglich sei. 

Ferner kämen durch die Szenarien keine unverant- 
wortbaren Probleme von internationalem Belang 
ins Spiel. 

Die radioaktive „Hinterlassenschaft“ der Kernener- 
gienutzung an zukünftige Generationen könne 
durch kein Szenario mehr aus der Welt geschafft 
werden. Szenario A reduziere diese jedoch stärker 
als Szenario B. Der angefallene Brennstoff z. B. be- 
trage in Szenario A ca. 3 000 Tonnen, in Szenario B 
ca. 4 800 Tonnen, während zum Vergleich ca. 14 500 
Tonnen anfielen, wenn alle heute in Betrieb oder 
Bau befindlichen Kernkraftwerke 20 Jahre laufen 
würden. 

Auf der Grundlage der Studie wurde empfohlen, die 
politische Initiative zum Ausstieg aus der Kern- 
energie (sei es nach Szenario A oder B) unbedingt 
mit einer mindestens gleichgewichtigen politischen 
Initiative zur Durchsetzung einer wirksamen Strom- 
einsparpolitik zu verbinden. Diese Initiative sollte 
sich sowohl auf die technischen Möglichkeiten zur 
verbesserten Stromnutzung als auch auf einen ener- 
giebewußteren Umgang der Verbraucher mit den 
Energiedienstleistungen (Überprüfung des vielfach 
verschwenderischen Lebensstils in den Industriege- 
sellschaften) beziehen. Ohne einen Rückgang des 
Stromverbrauchs würde die technische Machbar- 
keit der betrachteten Szenarien zumindest er- 
schwert werden. Doch davon abgesehen würde ohne 
eine gleichgewichtige Initiative zur Stromeinspa- 
rung der politische Einsatz für den Ausstieg aus der 
Kernenergie unglaubwürdig wirken. Es werde des- 
halb nahegelegt, eine Studie zum kurz- und mittelfri- 
stig erreichbaren Stromeinsparpotential in Auftrag 
zu geben. 

2.6.2 

Die Bundesregierung hat in ihrer Stellungnahme zu 
dieser Studie die beiden Szenarien zum Ausstieg aus 
der Kernenergie als nicht vertretbar angesehen. 
Diese seien hinsichtlich ihrer Durchführbarkeit und 
Auswirkungen als unannehmbar und unrealistisch 
zurückzuweisen. Diese Haltung werde im übrigen 
durch Stellungnahmen einschlägiger Experten aus 
der Wissenschaft und Wirtschaft bestätigt. 


Zur Begründung wurde hervorgehoben, daß die Si- 
cherheit der Versorgung durch Strom nicht mehr 

gewährleistet wäre: 

— Kernenergie sei nach der Steinkohle der zweit- 
wichtigste Energieträger bei der Stromerzeu- 
gung in der Bundesrepublik Deutschland. Ihr An- 
teil an der Stromerzeugung der öffentlichen 
Kraftwerke habe in den ersten beiden Monaten 
des Jahres 1985 im Bundesdurchschnitt rund 
32 % erreicht. Bei einem Verzicht auf den Einsatz 
der Kernkraftwerke hätten die deutschen Ener- 
gieversorgungsunternehmen, soweit die Versor- 
gung angesichts der regional zum Teil bis zu 60 % 
reichenden Versorgungsanteile der Kernenergie 
überhaupt überall und zu jeder Zeit zu sichern 
wäre, praktisch keine Reserven mehr zum Aus- 
gleich unvorhergesehener Kraftwerksausfälle 
oder zur Abdeckung einer witterungs- und/oder 
konjunkturbedingten Mehrnachfrage. 

— Die Anbindung der Bundesrepublik Deutschland 
an das europäische Verbundsystem ersetze nicht 
die Notwendigkeit zu einer Vorsorge im eigenen 
Land. So beinhalteten die zwischen den euro- 
päischen Verbundpartnern geschlossenen Ver- 
einbarungen über Anschlußlieferungen das Vor- 
halten ausreichender Reserven durch alle Ver- 
bundpartner. Unabhängig davon kämen im Falle 
einer verstärkten Inanspruchnahme ausländi- 
scher Kraftwerksleistung ohnehin im wesent- 
lichen nur französische Kernkraftwerke in Be- 
tracht. Wie aber in der Zeit der kalten Witterung 
zu Jahresbeginn 1985 deutlich geworden sei, 
reichten die im Ausland vorgehaltenen Reserven 
nicht aus, um Nachfrage spitzen in der Bundes- 
republik Deutschland abzudecken. So sei Frank- 
reich z. B. zu Jahresbeginn 1985 im Falle des mit 
der Energie-Versorgung Schwaben AG geschlos- 
senen Liefervertrags sogar gezwungen gewesen, 
von dem vertraglich gesicherten Recht einer zeit- 
weisen Liefe rei ns tellung Gebrauch zu machen. 

— Die Umstrukturierung des Kraftwerksparks in 
der Bundesrepublik Deutschland während der 
vergangenen Jahre habe die Elektrizitätsversor- 
gung gegen Versorgungsstörungen bei Import- 
energien weitestgehend unabhängig gemacht. So 
basierten heute mehr als 90% der Stromerzeu- 
gung in der Bundesrepublik Deutschland auf hei- 
mischen Energieträgern bzw. auf Kernenergie, 
der unter dem Gesichtspunkt der Versorgungssi- 
cherheit der gleiche Stellenwert beizumessen sei, 
wie heimischen Energieträgern. Die in den bei- 
den Szenarien unterstellte massive Ausweitung 
des Öl- und Erdgaseinsatzes in Kraftwerken 
würde die in den letzten Jahren bei der Zurück- 
drängung von Öl und Erdgas im Kraftwerksbe- 
reich erzielten Erfolge (Rückgang des Erdgasan- 
teils an der Stromerzeugung der öffentlichen 
Kraftwerke von 20% im Jahre 1979 auf 7,5% im 
Jahre 1984 und des Ölanteils von 5% im Jahre 
1979 auf 1 % im Jahre 1984; 1973 habe der Ölanteil 
noch bei 12 % gelegen) wieder zunichte machen. 

Außerdem würde sich bei einem Verzicht auf den 
Einsatz der Kernenergie die Emissionsbelastung 
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insbesondere an Schwefeldioxid und Stickoxiden 
zwangsläufig deutlich erhöhen. 

— Unter sonst gleichen Bedingungen müsse jede 
Lösung, welche die Kernenergie durch fossile 
Energieträger ersetzen wolle, zwangsläufig zu 
höheren Emissionen führen. Dies sei auch ein 
— sicher ungewolltes — Ergebnis der Studie. So 
zeige die Studie selbst auf, daß Szenario A, also 
der sofortige Ausstieg aus der Kernenergie, zu 
um jeweils 62% höheren Schwefeldioxid- und 
Stickoxid-Emissionen im Jahre 1985 führe als 
Modell B, das auf den sofortigen Ausstieg aus der 
Kernenergie verzichte. 

— Die in der Studie für 1990 gegenüber dem Stand 
von 1983 angenommenen Schadstoffreduktionen 
stünden unter zwei Prämissen: Die erste Grund- 
annahme laute, daß die Stromerzeugung der öf- 
fentlichen Kraftwerke von 1983 bis 1990 um 15 % 
zurückgehe. Dies entspreche einer Reduzierung 
im Vergleich zum Ist-Wert 1984 von 22 %. Die Dif- 
ferenz zu Schätzwerten für das Jahr 1990 mit 
vorsichtig angenommenem Stromverbrauchszu- 
wachs betrage rund 30 % oder mehr als 100 Mil- 
liarden Kilowattstunden. . (Ein zunehmender 
Stromverbrauch stehe nicht im Widerspruch zu 
der erwarteten Fortsetzung des Einspartrends. 
Die Nutzung von Elektrizität sei in vielen Fällen 
nämlich sogar Voraussetzung für zukünftige Er- 
folge bei der Energieeinsparung, weil die Anwen- 
dung moderner Technologien vielfach zusätzli- 
chen Stromeinsatz erfordere.) Die zweite Grund- 
annahme laute, daß die spezifischen Emissionen 
der Kraftwerke auf Restwerte reduziert werden 
könnten, für deren Realisierbarkeit im prakti- 
schen Dauerbetrieb kein Nachweis erbracht 
werde. 

Unter realistischen Bedingungen würden sich 
die Emissionen aus Kraftwerken im Falle eines 
Ausstiegs aus der Kernenergie erheblich über 
den Werten bewegen, die entsprechend dem von 
den Energieversorgungsunternehmen getroffe- 
nen Investitionsentscheidungen mit Inbetrieb- 
nahme der gegenwärtig noch im Bau befindli- 
chen Kernkraftwerke und der vorgesehenen 
Rauchgasreinigungsanlagen für Kohlekraft- 
werke 1990 tatsächlich zu erwarten seien. 

Die Studie verharmlose zudem die Preiseffekte 
der untersuchten Szenarien und ihre Auswirkun- 
gen. 

— So dürfte die mit 3 Pfennig pro Kilowattstunde in 
Szenario A bzw. 2,3 Pfennig pro Kilowattstunde 
in Szenario B bezifferte Erhöhung des Strom- 
preisniveaus eindeutig zu niedrig angesetzt sein. 
Die Studie lasse nämlich z. B. unberücksichtigt, 
daß die Energieversorgungsunternehmen lang- 
fristige Verpflichtungen im Bereich des Brenn- 
stoffkreislaufs eingegangen seien, die auch bei 
Verzicht auf die Kernenergie zu Forderungen an 
die deutschen Energieversorgungsunternehmen 
in Milliardenhöhe führen würden. Außerdem ver- 
nachlässige die Studie Preissteigerungseffekte, 
die bei Öl und Erdgas aufgrund der unterstellten 
erheblichen Steigerung der für die Verstromung 
eingesetzten Mengen zu erwarten wären. 


— Aber auch die in der Studie ausgewiesene Ver- 
teuerung des Stroms bedeute bereits eine erheb- 
liche Belastung für private Verbraucher sowie 
eine erhebliche Gefährdung der Wettbewerbsfä- 
higkeit insbesondere von stromintensiven Pro- 
duktionen. Als Beispiel könne hierzu die Alumi- 
niumindustrie angeführt werden. So bedeute 
schon eine Strompreiserhöhung um 1 Pfennig 
pro Kilowattstunde nur für die Aluminiumindu- 
strie bereits eine Mehrbelastung von mehr als 

. 100 Millionen DM pro Jahr, allein für das größte 
auf dem deutschen Aluminiummarkt tätige Un- 
ternehmen von mehr als 50 Millionen DM pro 
Jahr. Die Aluminiumindustrie stehe, wie auch 
andere stromintensive Produktionen, unter in- 
ternationalem Konkurrenzdruck. Eine Verteue- 
rung ihrer Erzeugnisse aufgrund von Strompreis- 
erhöhungen, von denen ihre Wettbewerber im 
Ausland nicht betroffen seien, werde auf dem 
Weltmarkt nicht in Form höherer Preise für ihre 
Produkte honoriert 

— Neben den hieraus drohenden negativen Be- 
schäftigungseffekten nehme die Studie unter an- 
derem auch den Verlust von Arbeitsplätzen im 
Braunkohlebergbau in Kauf. So werde in den un- 
tersuchten Szenarien unterstellt, daß auf den 
Einsatz „schlechter“ Braunkohle verzichtet 
werde und nur noch die „gute rheinische Braun- 
kohle“ in Kraftwerken verfeuert werde. Dies 
aber bedeute — ohne daß es ausdrücklich gesagt 
werde — Schließung des Helmstedter und des 
hessischen Tagebaus mit entsprechenden Aus- 
wirkungen auf die Arbeitsplätze in diesen Räu- 
men. Eine Aufhaidung von Braunkohle, wie es 
für die Steinkohle in der Studie vorgeschlagen 
werde, wäre absolut unsinnig, da im Tagebau för- 
derbare Kohle praktisch bereits auf Halde liege. 

Die in der Studie — dort auch unter Hinweis auf 
damit verbundene Beschäftigungseffekte — erho- 
bene Forderung nach einem Programm der Rauch- 
gasreinigung sei aufgrund der Initiativen der Bun- 
desregierung als längst überholt anzusehen. So habe 
die Großfeuerungsanlagenverordnung nach Berech- 
nungen des Umweltbundesamtes zu ca. 47 000 gesi- 
cherten bzw. zusätzlich geschaffenen Arbeitsplätzen 
vor allem bei Anlagenhersteilern und -betreibern ge- 
führt. 

Die Studie nehme ferner eine massive Verletzung 
der Interessen der Entwicklungsländer in Kauf. 

In der Bundesrepublik Deutschland seien 1984 fast 
100 Milliarden Kilowattstunden Strom aus Kern- 
energie erzeugt worden, in unseren Nachbarländern 
seien es zusätzlich etwa 250 Milliarden Kilowatt- 
stunden und weltweit insgesamt über 1 000 Milliar- 
den Kilowattstunden gewesen. Eine Substitution der 
Kernenergie durch fossile Energieträger hätte mit 
Sicherheit spürbare Preissteigerungen vor allem für 
Öl und Erdgas auf den Weltmärkten zur Folge. Die 
daraus resultierenden zusätzlichen Belastungen 
würden vor allem die ohnehin bereits hoch verschul- 
deten energieimportabhängigen Entwicklungslän- 
der treffen. Diese nehme die Studie — ebenso wie 
die Gefahr von daraus resultierenden internationa- 
len Verteilungskämpfen um die knappen Ressour- 
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cen — offensichtlich in Kauf. Überlegungen, wie sie 
in der Studie angestellt würden, seien daher dem 
friedlichen Zusammenleben der Völker abträglich. 

Darüber hinaus sprächen Sicherheits- und Umwelt- 
aspekte für und nicht gegen die Kernenergienut- 
zung. 

Als wesentlicher Grund für einen Ausstieg aus der 
Kernenergie werde der denkbare Schadensumfang 
im Falle schwerster Unfälle, die nicht mit absoluter 
Sicherheit auszuschließen seien, genannt. Der 
Schluß von Höhe und Umfang der Schäden im Falle 
eines Schadensereignisses auf akute Risiken der 
Kernenergienutzung verkenne jedoch, daß der Ein- 
tritt solcher Schadensereignisse aufgrund der deut- 
schen Sicherheitsstandards nach Maßgabe der 
praktischen Vernunft ausgeschlossen werden 
könne. In der inzwischen sehr umfangreichen Be- 
triebspraxis zeichneten sich vielmehr die Kernkraft- 
werke durch eine ungewöhnlich hohe Sicherheit 
und Zuverlässigkeit aus. Dies schlage sich in der 
hohen Verfügbarkeit der Kernkraftwerke nieder. 
Dies gelte nicht nur für die Bundesrepublik 
Deutschland, sondern weltweit. Aus ökologischer 
Sicht sprächen gerade die im Unterschied zu Kohle-, 
Öl- oder Gaskraftwerken vernachlässigbar geringen 
Emissionen für den Einsatz der Kernenergie. In die- 
sem Zusammenhang sei auf die Antwort der Bun- 
desregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE GRÜNEN in Drucksache 10/1730 zu verweisen. 

Schließlich würde der Ausstieg aus der Kernenergie 
für die Bundesrepublik Deutschland einen nicht ver- 
tretbaren technologischen Verlust mit allen Konse- 
quenzen für die Arbeitsplätze hochqualifizierter Be- 
schäftigter bedeuten. 

Ausbildung und Erfahrung, dazu gehöre vor allem 
auch technologisches Know-how, stellten eine große 
und wichtige Ressource für die Volkswirtschaft der 
Bundesrepublik Deutschland dar. Sich aus der 
Kernenergie als einer aktuellen Spitzentechnologie 
zurückzuziehen, würde nicht nur eine unvertretbare 
Vergeudung volkswirtschaftlichen Kapitals, son- 
dern auch die Vergabe lebenswichtiger wirtschaftli- 
cher Zukunftschancen bedeuten. Ein solcher techno- 
logischer Bruch wäre zudem kaum auf den Bereich 
Kernenergie zu begrenzen, genauso wie umgekehrt 
die positive Entwicklung der Kernenergie branchen- 
übergreifende Innovationswirkungen zeige. 


2.6.3 

Seitens der Kernforschungsanlage Jülich waren in 
einer Stellungnahme zu der Studie kritische Ausfüh- 
rungen zur methodischen Vorgehensweise, zu den 
Rechnungen der Studie sowie zu deren Einordnung 
in den energiewirtschaftlichen Gesamtrahmen ab- 
gegeben und abschließend festgestellt worden, die 
Kostenerfassung sei unzulänglich. Offen bleibe die 
Beantwortung der Frage, welche Zusatzkosten für 
die Umrüstung des Kraftwerksparks infolge Brenn- 
stoffwechsels bzw. infolge der geänderten Lastzu- 
weisung und welche Mehrkosten für eine großflä- 
chig erforderlich werdende Netzverstärkung (Ände- 
rung der Lastflüsse und Übertragungsbedingungen) 


anfielen. Nicht aufgenommen würden die Kosten für 
die vorzeitige Konservierung sowie Stillegung von 
Kern- und Braunkohlekraftwerken. Hinzu kämen 
die in der Studie per Definition unberücksichtigten 
Kosten für die Nachrüstung fossiler Kraftwerke. Die 
tatsächliche Mehrbelastung der Verbraucher müßte 
somit nicht bei 2,3 Pfennig pro Kilowattstunde (Sze- 
nario B) bzw. 3,2 Pfennig pro Kilowattstunde (Szena- 
rio A), sondern eher bei 5 bis 6 Pfennig pro Kilowatt- 
stunde liegen. 

Die eingesetzten Mengen an entschwefeltem Heiz- 
öl S seien nicht verfügbar. Ob die angegebenen Im- 
portkohlemengen tatsächlich in den für die ver- 
schiedenen Kraftwerke notwendigen Qualitäten be- 
schafft werden könnten, sei ungewiß und müßte des- 
halb im einzelnen untersucht werden. 


2.6.4 

Seitens der Vereinigung Deutscher Elektrizitäts- 
werke war der Studie gegenüber zusammenfassend 
entgegengehalten worden, daß diese ihrem selbst 
gestellten Anspruch weder methodisch noch inhalt- 
lich gerecht werde. Bei der Kennzeichnung der Stu- 
die als „Ökologische Optimierung“ handele es sich 
um einen Etikettenschwindel. Die ökologischen Be- 
trachtungen der Studie blieben weit hinter dem zu- 
rück, was aufgrund der sachlichen Erfordernisse 
notwendig und aufgrund der Datengrundlage auch 
möglich wäre. Eine Überprüfung der wesentlichen 
Ergebnisse unter realistischen Prämissen führe ent- 
gegen den Behauptungen der Studie zu folgenden 
Schlußfolgerungen: 

— Bei Ausstieg aus der Kernenergie werde die Si- 
cherheit der Stromversorgung gravierend ge- 
fährdet. Es stehe keine ausreichende Reservelei- 
stung mehr zur Verfügung und die erforderliche 
Ersatzbeschaffung und Primärenergie könne 
nicht mehr als gesichert gelten. 

— Die Emissionen der öffentlichen Kraftwerke lä- 
gen im Vergleich zu realistischen Planwerten der 
Energieversorgungsunternehmen, wie sie dem 
Emissionsminderungsplan für Nordrhein-West- 
falen zugrunde lägen, im Falle des Ausstiegs aus 
der Kernenergie 1990 bei Schwefeldioxid um 
rund 60% höher und bei Stickoxiden um rund 
75% höher. 

— Die Kosten des Ausstiegs aus der Kernenergie 
würden aufgrund der kurzfristigen Betrach- 
tungsweise in der Studie deutlich unterschätzt. 
Bezogen auf die Kilowattstunde ergebe sich für 
das Jahr 1990 und auf die Dauer von vielen Jah- 
ren eine zusätzliche Kostenbelastung, die deut- 
lich mehr als 3 Pfennige, wie in der Studie ermit- 
telt, betrage. 

Ein grundlegender Mangel der Studie bestehe 
auch darin, daß sie Sekundäreffekte falsch dar- 
stelle, vernachlässige oder verharmlose. 

— Die Studie bedenke nicht die gravierenden indu- 
striepolitischen Wirkungen für die Bundesrepu- 
blik Deutschland; ein Ausstieg aus der Kernener- 
gie würde das nationale und internationale Ver- 
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trauen der Investoren für eine zukünftige Inve- 
stionspolitik in der Bundesrepublik Deutschland 
stark schädigen. 

— Die Studie berücksichtige nicht, daß durch die 
mit der Stillegung aller Kernkraftwerke verbun- 
dene Kapitalvernichtung die betroffenen Ener- 
gieversorgungsunternehmen in ihrer Existenz 
bedroht würden und die Finanzierung zukünfti- 
ger Kraftwerks- und Versorgungsanlagen nicht 
mehr gesichert wäre. 

— Die internationale Wettbewerbsfähigkeit strom- 
intensiver Fertigungen in der Bundesrepublik 
Deutschland wäre durch die deutlich höheren zu- 
sätzlichen Stromkostenbelastungen entgegen 
den Behauptungen der Studie massiv berührt. 

— Der von der Studie behauptete positive Arbeits- 
platzeffekt eines Ausstiegs aus der Kernenergie 
und eines Übergangs zu fossil gefeuerten Kraft- 
werken mit Kraft-Wärme-Koppelung beruhe auf 
einer vordergründigen, die indirekten Wirkun- 
gen vernachlässigenden Betrachtung. Zum Bei- 
spiel müßten durch die damit verbundene Erhö- 
hung der Energieimportabhängigkeit erhebliche 
negative Effekte auf Wachstum und Beschäfti- 
gung in Kauf genommen werden. 

— Aufgrund der zu erwartenden negativen Wir- 
kung auf Preise, Wachstum und Beschäftigung 
sei die für die Szenarien in der Studie behauptete 
Sozialverträglichkeit nicht gegeben. 

— Wegen des zusätzlichen Importbedarfs knapper 
Energie rohstoffe sei auch die internationale Ver- 
träglichkeit der von der Studie vorgestellten Sze- 
narien in Zweifel zu ziehen, da der erhebliche 
zusätzliche Importbedarf langfristig geeignet sei, 


internationale Verteilungskämpfe um knappe 
Rohstoffe zu verschärfen. 

— Durch den verminderten Einsatz der überwie- 
gend auf heimischen Gütern und Dienstleistun- 
gen beruhenden Braunkohle- und Kernenergie 
werde die Flexibilität und Zukunftsoffenheit der 
Energieversorgung vermindert und nicht erhöht, 
wie die Studie behaupte. Verstärkt werde dieser 
negative Effekt noch durch die von der Studie 
geforderte dirigistische Stromeinsparpolitik, die 
das Energiesparen und die Nutzung regenerati- 
ver Energien behindern würde. 

— Völlig vernachlässigt würden von der Studie die 
von der Stromverteuerung und der dirigistischen 
Stromeinsparpolitik ausgehenden Substitutions- 
wirkungen. Sie würden zu einer verstärkten 
Nachfrage bei den Importenergien Öl und Gas 
und zu einer Verminderung des Einsatzes heimi- 
scher Kohle führen. Damit würden die Arbeits- 
plätze in den Kohleabbaugebieten nicht sicherer, 
wie von der Studie behauptet, sondern unsicherer. 

— Schließlich würde der Ausstieg aus der Kern- 
energie, der von der Studie nur im Zusammen- 
hang mit Zwangsmaßnahmen dargestellt werde, 
ein Verlassen der ordnungspolitischen Grundla- 
gen bedeuten, auf denen die Wirtschaft der Bun- 
desrepublik Deutschland beruhe. Mit ihrer Forde- 
rung nach „Überprüfung des vielfach verschwen- 
derischen Lebensstils in den Industriegesell- 
schaften“ provoziere die Studie den Eindruck, daß 
es ihr letztlich gar nicht um Ökologie oder Kerne- 
nergie gehe, sondern um Veränderungen von 
Wirtschaft und Gesellschaft, die von der großen 
Mehrheit der Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland keinesfalls mitgetragen würden. 


Bonn, den 21. Mai 1986 

Dr. Warrikoff Dr. Hirsch Reuter Schulte (Menden) 

Berichterstatter 
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